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Rösel 2017). Wirtschaftliche Entwicklung ist also weder ein 
Argument für noch gegen mehr lokale Autonomie.

KREISFREIHEIT – WAS HEISST DAS?

Neu-Ulm wurde im Zuge einer umfassenden Gebietsreform im 
Jahr 1972 eingekreist. Erklärtes Ziel der Reform war es, leis-
tungsfähigere Verwaltungen zu schaffen. Dazu wurden 
Gemeinden und Landkreise fusioniert und auch 23 der 48 vor-
mals kreisfreien Städte in die umliegenden Landkreise integ-
riert (eingekreist). Um den Statusverlust gering zu halten, 
wurden die eingekreisten Städte zu Großen Kreisstädten er-
hoben. Gegenüber den übrigen kreisangehörigen Gemeinden 
haben Große Kreisstädte zusätzliche Kompetenzen inne, bei-
spielsweise bei der Bauaufsicht, der Wasserversorgung und 
dem Vollzug von Gaststättengesetz und Gewerbeordnung.

Kreisfreie Städte übernehmen sämtliche Aufgaben, die 
ansonsten vom Landkreis ausgeführt werden. Bei einem 
„Nuxit“ würden in Neu-Ulm beispielsweise der ÖPNV, das 
Krankenhauswesen und zahlreiche weitere Aufgaben von der 
Kreis- in die Stadtverwaltung wechseln. Wir gehen der Frage 
nach, ob ein solcher Zuwachs an Kompetenzen auch Wachs-
tumsimpulse setzen könnte.

EINGEKREISTE STÄDTE WACHSEN GLEICH SCHNELL

Die Gebietsreform 1972 in Bayern ist ein gut geeignetes quasi-
natürliches Experiment, um die Wirkungen von Kreisfreiheit 
zu erforschen. 23 kreisfreie Städte wurden damals einge-
kreist, 25 blieben dagegen selbstständig. Wir vergleichen die 
Entwicklung der beiden Städtegruppen vor und nach der 
Reform in Abbildung 1. Konkret betrachten wir das Einwoh
nerwachstum zwischen 1956 und 2016. Prosperierende 
Städte ziehen Einwohner an und die Geburtenraten steigen 
bei positiven Zukunftserwartungen.

Nicht nur Briten und Katalanen ringen um Autonomie und 
Selbstbestimmung. Auch die Menschen in Bayern setzen sich 
für mehr Unabhängigkeit ein. Vor rund 50 Jahren musste die 
Stadt Neu-Ulm wichtige Entscheidungskompetenzen abge-
ben. Die Stadt wurde 1972 in den umliegenden Landkreis Neu-
Ulm „eingekreist“ und verlor den prestige- und kompe-
tenzträchtigen Status als kreisfreie Stadt. Nur einzelne 
Kreisaufgaben wie Teile der Bauaufsicht verblieben bei der 
nunmehr Großen Kreisstadt.

Am 21. März 2018 beschloss der Stadtrat von Neu-Ulm, 
sich um die Wiederherstellung der Kreisfreiheit zu bemühen, 
also den Landkreis zu verlassen. Ein ähnlicher Prozess wurde 
bereits 2013 im baden-württembergischen Reutlingen ange-
stoßen. Bisher blieb der 2015 beim Land gestellte Antrag auf 
Kreisfreiheit allerdings ohne Ergebnis. Beide Städte erhoffen 
sich künftig effizienter arbeiten zu können, da zentrale Aufga-
ben nicht mehr zwischen Stadtverwaltung und Landkreis 
koordiniert werden müssten. Verwaltungsleistungen könnten 
„aus einer Hand“ bereitgestellt werden. Kritiker argumentie-
ren genau umgekehrt: Fusionen von größeren Städten und 
Umlandgemeinden (city-county consolidations) sollen Syner-
gieeffekte und Wachstumsimpulse durch eine bessere über-
regionale Koordination ermöglichen (vgl. z. B. Staley et al. 
2005).

In diesem Artikel gehen wir der Frage nach, ob lokale 
Autonomie als kreisfreie Stadt zu mehr oder weniger Bevölke-
rungswachstum führt. Unsere Antwort lautet: Weder noch. 
Wir zeigen, dass die 23 bayerischen Städte, die im Jahr 1972 
eingekreist wurden (unter anderem Neu-Ulm) ebenso schnell 
oder langsam gewachsen sind wie die 25 Städte, die ihren Sta-
tus als kreisfreie Stadt behalten haben. In ökonomischen 
Langfristbetrachtungen ist die Bevölkerungsentwicklung ein 
bewährter Proxy für die wirtschaftliche Entwicklung (siehe z. 
B. Redding und Sturm 2008, Ochsner 2018). Unsere Ergebnisse 
bestätigen frühere Befunde vergleichbarer Studien. Auch 
Benton und Gamble (1984) oder Heider et al. (2018) finden für 
die USA bzw. für Einkreisungen in Ostdeutschland nach 1990 
keine signifikanten Effekte (für weitere Studien siehe Staley et 
al. 2005).1 Größere Gebietsstrukturen scheinen im Allgemei-
nen nicht mit Wachstumseffekten einherzugehen (Blesse und 
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In Bayern herrscht so etwas wie „Brexit-Stimmung“. Die Stadt Neu-Ulm will aus ihrem Landkreis austre-
ten und zu einer kreisfreien Stadt mit mehr Autonomie werden. Das baden-württembergische Reutlingen 
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Tab. 1
Regressionsschätzungen

Wachstumsrate der Bevölkerung in %
Basis- 

modell
Nur kleine 

Städte
Einzelne  
Perioden

(1) (2) (3)

1972 eingekreist -0,063 
(0,161)

-0,055 
(0,208)

1972 eingekreist  
(nach 0–10 Jahren)

0,049 
(0,165)

1972 eingekreist  
(nach 11–20 Jahren)

0,068 
(0,199)

1972 eingekreist  
(nach 21–30 Jahren)

-0,021 
(0,195)

1972 eingekreist  
(nach 30+ Jahren)

-0,265 
(0,188)

Konstante 1,235*** 
(0,230)

1,155*** 
(0,316)

1,235*** 
(0,230)

Jahresfixe Effekte Ja Ja Ja

Städtefixe Effekte Ja Ja Ja

Mittelwert der abhängigen Var. 0,313 0,295 0,313

Städte 48 33 48

Beobachtungen 2 880 1 980 2 880

R² (within) 0,303 0,314 0,306

Die Tabelle zeigt die Ergebnisse von drei verschiedenen Difference-
in-differences-Schätzungen. Die abhängige Variable ist die Wachs-
tumsrate der Bevölkerung in 48 Städten in Bayern zwischen 1956 
und 2016. 23 der 48 Städte wurden im Jahr 1972 in umliegende 
Landkreise „eingekreist“. Spalte (1) ist die Basisspezifikation. In 
Spalte (2) betrachten wir nur Gemeinden, die 1972 höchstens  
50 000 Einwohner hatten. In Spalte (3) zerlegen wir den Gesamt
effekt in Dekaden. Signifikanzniveaus (Standardfehler auf Ebene 
der Städte geclustert): * 0,1, ** 0,05, *** 0,01.

Quelle: Darstellung des ifo Instituts.�  © ifo Institut

Grün dargestellt ist das durchschnittliche Bevölkerungs-
wachstum in den 23 Städten, die bis 1972 kreisfrei waren und 
anschließend in den umliegenden Landkreis eingekreist wur-
den. Schwarz dargestellt ist das Wachstum der 25 Städte, die 
nach 1972 kreisfrei blieben. Trotz kleinerer temporärer Unter-
schiede unterscheiden sich die beiden Städtegruppen weder 
vor noch nach den Einkreisungen im Jahr 1972 systematisch. 
Bei einer Wirkung von Kreisfreiheit auf die Bevölkerungsent-
wicklung hätten wir ein Auseinanderdriften beider Kurven 
nach 1972 erwartet. Die fehlenden Effekte in Abbildung 1 sind 
ein erster Hinweis darauf, dass Kreisfreiheit für die ökonomi-
sche Entwicklung keine Rolle spielen könnte.

Eine ökonometrische Überprüfung bestätigt diesen Ein-
druck. Wir verwenden die in Abbildung 1 gezeigten Daten in 
einem Regressionsmodell,  und prüfen, ob die Einkreisungen 
des Jahres 1972 einen statistisch signifikanten Effekt auf die 
Bevölkerungsentwicklung hatten. Systematische, konstante 
Unterschiede zwischen den einzelnen Städten sowie landes-
weite Schocks in einzelnen Jahren rechnen wir heraus.

Spalte (1) in Tabelle 1 zeigt, dass in eingekreisten Städten 
die durchschnittliche Wachstumsrate der Bevölkerung zwar 
marginal zurückgegangen ist; dieser Effekt ist jedoch nicht 
statistisch signifikant von null verschieden. Um eine homoge-
nere Untersuchungsgruppe zu erhalten, betrachten wir im 
Modell in Spalte (2) ausschließlich Städte, die 1972 mit höchs-
tens 50 000 Einwohnern eine ähnliche Bevölkerungszahl hat-
ten wie die größte damals eingekreiste Stadt. Größere Städte 
wie Nürnberg oder München fallen dann heraus. Auf die 
Ergebnisse wirkt sich diese Veränderung des Samples nicht
aus (Spalte (2)). Schließlich prüfen wir, ob die Effekte mögli-
cherweise zeitversetzt eintreten. Spalte (3) in Tabelle 1 zeigt, 
dass sich das Wachstum in eingekreisten von weiterhin kreis-
freien Städten weder kurz- noch langfristig unterscheidet.

Abb. 1
Bevölkerungswachstum in eingekreisten bayerischen Städten

 1972 „eingekreist“  1972 kreisfrei geblieben
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Die Abbildung zeigt die durchschnittliche Wachstumsrate der Einwohnerzahl in zwei Gruppen von bayerischen Städten. Grün dargestellt ist 
das Wachstum in 23 Städten, die bis 1972 kreisfrei waren und dann in den umliegenden Landkreis „eingekreist“ wurden. Schwarz darge-
stellt ist das Wachstum in 25 Städten, die nach 1972 kreisfrei blieben.
Quelle: Darstellung des ifo Instituts.�  © ifo Institut
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DISKUSSION

Kreisfreie Städte wachsen weder schneller noch langsamer 
als kreisangehörige Gemeinden. Der mögliche „Austritt“ der 
Stadt Neu-Ulm oder auch des baden-württembergischen 
Reutlingen aus den angrenzenden Landkreisen dürfte also die 
ökonomische Situation der Städte kaum verändern. Lokale 
Autonomie ist vordergründig eine politische und weniger eine 
ökonomische Frage. Ein Grund können Prestigegewinne für 
die „ausgekreiste“ Stadt sein, die dann eigenständig in den 
Landkreis-Statistiken von Statistischem Landes- und Bundes-
amt auftaucht. Auch die Umlandgemeinden könnten von ei-
ner Auskreisung profitieren. Ein Grund sind zum Beispiel regi-
onale Unwuchten. Wenn eine große Stadt innerhalb eines 
Kreises dominiert, droht der Rest des Kreises oftmals ver-
nachlässigt zu werden. Auskreisungen können dann den un-
terschiedlichen Bedürfnissen von Stadt und Umland besser 
Rechnung tragen.

Mit Aus- und Einkreisungen sind jedoch erhebliche Um-
stellungskosten verbunden. Schulden, Vermögen und Mitar-
beiter der Landkreisverwaltung müssen zwischen der Stadt 
und dem „Restkreis“ aufgeteilt werden. Eine solche Vermö-
gensauseinandersetzung kann sich über Jahre hinziehen. 
Außerdem sind bauliche Veränderungen notwendig: Die 
Gebäude der Stadtverwaltung sind in der Regel zu klein, um 
eine große Zahl weiterer Mitarbeiter aufzunehmen. Die 
Gebäude der Kreisverwaltung sind dagegen nach einer Aus-
kreisung zu groß und nicht mehr wirtschaftlich zu betreiben. 
Diese Aspekte sollten in der politischen Diskussion nicht über-
sehen werden.

Wichtig bleibt bei alledem, den „kurzen Draht“ zwischen 
Stadtverwaltung und „Restkreis“ aufrecht zu erhalten. Gut 
eingespielte Teams in der Kreisverwaltung können durch ge-
eignete Kooperationen zwischen Landkreis und Stadtverwal-
tung weiter effizient zusammenarbeiten, damit Autonomie 
nicht in Abschottung endet. Ob auch die Bürger dieses Mehr 
an Autonomie und Verantwortung zu schätzen und würdigen 
wissen, werden dann die ersten Kommunalwahlen als 
„wieder-kreisfreie“ Stadt zeigen.
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1 � Dies deckt sich mit den Ergebnissen von Frei et al. (2018), die ebenfalls 
keine systematischen Unterschiede für den Effekt des demographischen 
Wandels auf kommunale Ausgaben zwischen kreisfreien und kreisange
hörigen Gemeinden finden.

2 � Wir schätzen ein sogenanntes Difference-in-differences-Modell mit jahres- 
und städtefixen Effekten sowie einer Dummyvariable, die den Wert 1 
annimmt für eingekreiste Städte nach 1972 (sonst: 0).
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